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Katasteramt Meldorf, den 25. Ju li 
Grundlage: Flurkarte M. 1: 2000 

1995 .19 . 09.1997 handschriftliche r✓ a chträge t ,estätigt: 
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Straßenquerschnitte M. 1: 100 

Schnitt Straße A+B Schnitt Wohnweg 

1. Aufge stellt aufgrund des Aufstellunasbeschlusses der 
Geneindevertre tunq vom :lto9 .. '11(.... . 

Die ort sübliche Bekanntmachung des Aufs lel lungsbeschlusses 
is t durch Aushang • 'l den Bekan ntmachun9stafeln 
vcm ;).(e.ot Jq'jlj- . bis zum A{ l(Q . .i'l.9H ... erfol gt. 

2. Die frühzeitige Bürgerbete ilung nach §3 Abs.1 Satz: 1 
BauGB ist am ... 19,0°1. Jq9> durchgeführt worden. 

3. Die von der Planung berüh rlen Träg"'r Cffentli ch er Belange 
sind mit Schreiben vom ... .9.JiAA,.tJ.~15. .. zu r Abga be einer 
Stellu ngnahmP. aufgefordert worden. 

4. Die Geneindevertre tung hat am lQD~Jl'l5'den Entwurf 
des Bebauungsplanes mit Begründung beschlossen und 
zur Auslegung bes timmt. 

5, Der En twurf der Änderun g/Erwei terun g des Bebauungsplanes, besteh end 
aus der Planzeichnung (Teil A) und dem TeKt (Tei l BJ, :::owie 
die Beg ründung haben in der Zeit vom ,At, ,\:1,.,A"'-~' . 
bi,:: zum .Al,.0/1. ... . A~~-l,Q ___ ____ während der Dienststunden nach § 3 
Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. Die öffe rr l liche 
Auslegung isl mit dern Hinweis, dofi Bed enken und Anregungen 
während der Auslegungsfrlst von je,jermann schrift li ch oder 
zu Protokoll geltend gemach t werden können, in der Zeit 
vom AiAA. Aq~S . bis zum . 30.,A.A"c'\'2 durch Aushang 
Or tsüblich bekanntgemacht worden. 

.~lbersdorf, den OA Jl..Aitl] . ijQwLA~. 
Bür~r~ ter 

". 1 9, SeP, 1997 
v Der katastermäßige Bestand am .... ... .. .. .. . sowie 

die geometrischen Festlegungen der neuen 
städ tebaulichen Planung werden uls richtig 
bescheinigt. 

Meldorf, den 

p.MT ,i, 
'<, V,. ", 

2 1. Qi:,t, 1997 ~ r:·~ 1 '°i> .... , .. , ... , .. .... ..... ... -:!- • ~ "/ '" ""••· ··· ··· ·· 
\ "'?_JJ) Le/ r des Knt 

·~ 

Ai.11 842/ 97 

Schnitt Fußweg 

7. Die Gemeindeverl relung hat die vorgebrachten Bedenken und 
Anregun~en sowie die Stellung1ahmen der Träger öffentl icher Belange 
am „ A5.D9J9.9} geprüft. Das Ergebni ist mitge eilt worden. 

" J 

8. Die Ände 0 ung/Erweiterung des Bebaungsplanes, 
bestehend aus der Pl.anzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), 
wurde om AB-.0.2., .199$. von der Gemeindevertretung ols 
Satzung beschl ossen. Die Begründung zur Änderurig/Erweiterung 
des Bebc:uungsplones wurde rnit Beschluß 
der Gemeindevertretung vom ,f,8,Q.:).,f'i:18 gebill ig<. 

Albersdorf, den ).$~ <!)).. ,/499~ . 
_,< 

10. Die Satzung zur Än derung/Erweiterung des Bebauungsplanes, bestehend aus 
der Plan, eichnun g (Teil A) und dem Tex t (Teil B), wird hiermit ausgefert gt 

Al bersdorf, den J~,<'.l;/,.J'j'lß 

'Dec S "f'"""'~iliesd„l..,,(', 
1l ~ hrun§ des .l\nze19ever '° Ghren~ ZYAl Beba6111ngiiplgn sowie 

die Stelle, bei der der Plon auf Dauer während der Dienststunden 
von jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft 
zu erholten ist, sin d vom 03.93„.11.1.18. bis zum d8,03, d.998 
ortsüblich bekanntgemacht worden . In Jer Bekanntmach ung ist auf die 
Gel tendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorscrrifter 
und von Män geln der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen 
( ! 215 Abs. 2 Bau GB ) und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen 
von Entschcid igungsansprüchen ( § 44 Bau GB ) hingewiesen worden . 
Auf ct:e Rec htsw irkungen des §1. /\bs. 3 Sat:z 1 GO wu rde 
ebenfa ll s hingewiesen. 
Die Satzung ist mithin am .. /8„o_\~ ,.ffL!l .• ~;," ·1 f t _ge lre en. . ;,;· ~,, # lv 
Al bersdorf. den A8,o:, .. {t~S & ;f""'<.,;s, % ().i..i . ... ........ . 

"':_) · Urq mei ter -=-
t9' ~-':'_;> ~ - _... -~--==~-~~·~·~·~~ ~-~ 1 am 

angezeigt worden. 
Dieser hat mit Ve rfügung vom .... __ .. ............ .. .. Az.: ... ...... erklärt , 
dan ke ine Ver letzun , ech ' svorschri ften geltend gemacht werden. 

ersdor f, den 

( Kreis Dithmarschen ) Satzung über die Änderung/Erweiterung Bebauungsplan Nr. 11 
SATZUNG DER GEMEINDE ALBERSDORF ÜBER DEN BEBAUUNGSPLAN NR. 11 10. ÄNDERUNG/ERWEITERUNG 

FÜR DAS GEBIET "ZWISCHEN SÜDERSTRASSE UND MÜHLENSTRASSE , TEILBEREICH ZWISCHEN DEN STRASSEN KÄMPEN UND MÜHLENSTRASSE" 
f 

Aufgrund des §'10 des Bcugesetzbuches in der Fassung vorn 08. Dezember 1986 (BGBI. 1. S. 2253), ,ulet,t geändert durch Gesetz vom ?3. ~lovembcr 1994 (BGBI 1. S. 34il6j-
in Verb indung mit § 2 Abs.6 Moßnohrnengesetz zum Baugesetzbuch vorn 28. April 1993 (BGBI. 1. S. 622) sowie nach § 92 der Landesbauordnung vorn 11. Juli 1994 (G\/0B1. Sch l.-H. S. 321) 
wi1·d nach BeschlußfossuncJ durch die Gemeindevertretung vom 118,0L, A1J8 , folgende Satzung über den Bebauungsp lan Nr. 11 - 10. Änderung/Erweiterung für das Gebiet 
"zwischen Süders traße und Mühlenstraße, T,3ilbereich zwischen den Straßen K'impen unc Mühlens\roßen", bes tehe·1d aus der Plonzeichnung (Teil /\) und derT Text (Teil B), erlassen. 
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Zeichenerklärung 
Festsetzungen 

Erläuterungen 

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des 
des Bebauungsp lans 

Mischgebiet 

Grundtlächenzahl 

Zahl der Vollgeschosse, als Höchstgrenze 

offene Bauweise 

offene Bauweise, nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig 

Baugrenze 

Straßen ve1-kehrsfl äch e 

öffentliche Parkplätze 

fläche für die Abfallentsorqunq - Mül lbehälter-

Straßen begren z ungsl in ie 

Umgrenzun;;i von Flächen zum Anpflanzen 
von Bäumen und Sträuchern 

Dos Anpflonzen von Bäumen 

Abgrenzung unterschied licher Nu:zung 

mit Geh- , Fahr- un d Leitungsree'i!en zu belastende 

FIClche zugunsten der An lieger des Grundstückes 9 

Darstellung ohne Normcharakter 

349 
9 

® 

bestehende FlursUcksgrenze 

künftig fortfallende Flurstücksgrenze 

F'ursHi cksbezeich nung 

neue geplante Grundstücksgrenze 

Gru n dstii cksnum m er 

vorhandene bau liche An lagen 

Rechtsgrundlage 

( § 9 Abs.7 BauGB 

( § 9 Abs.l Nr.l BouGB ) 
( § 6 BautNO ) 

( § 9 Abs.1 lsr.1 BauCB ) 
( § 16 Abs.2 und §17 BouN'✓O ) 

( § 9 Abs.l Nr.1 BauGB ) 
( § 16 Abs.2 und §17 ß,,uN'/0 l 

( § 9 Abs .1 Nr.2 BauGB ) 
( § 22 Abs.2 ßautNO ) 

( § 9 Abs. l Nr.2 BauGB ) 
( § 22 Abs.2 BauNYO ) 

( § 9 Abs. l flr.2 BauGB ) 
( § 23 BauNVO) 

(§9 Abs.1 Nr.11 BauGB) 

( §9 Abs.l Nr.11 BauGB) 

(§9 Abs.1 Nr.14 BouGB) 

( § 9 Abs.1 Nr.11 BauGB ) 

( § 9 Abs.1 Nr.25a BauGB ) 

( § 9 Abs.1 Nr.25a BouGB ) 

( § 15 Abs.5 BouNVO ) 

( § 9 Abs. l Nr.21 Bau GB ) 

Nachrichtliche Obernahmen ( § 9 Abs. 6 BauGB) 

vorha ndener und zu erhaltender Knick (il5 b LNatSchG) 

lüeiss traße 34 ( StrWG ) 

Text ( Teil B ) 

Nutzung 1. Art der baulichen 

-Mischgebiet (MI) 
in Verbindung mit 

( §9 Abs. 
§ 1 Abs. 4 

1 BauGB 
BauNVO) 

und §6 BauNVO 

1.1 Auf den Grundstücken Nr. 1 bis 3 sind zulässig: 

- Wohn gebäude, 
-Geschäfts- und Bürogebäude, 
- Einzelh,Jndelsbetriebe, Sch01k- und Speisewirtschaften 

sowie Bet riebe des 8eherbergungsgewerbes, 
-sonstige Gewerbebetriebe, 
-Anla ,~ en für Verwa ltungen sowie fü r kirchliche, 

kul turell e, soziale, gesundheitliche und sport liche Zwecke, 
-Garten bau betriebe 

1.2 Auf den Grund stücken ~fr. 4 bis 9 sind zulässig: 

- Wohngebäude, 
- Betrie.:ie des Beherber,~ungsgewerbes 

1.3 Auf allen Grun dstücken Nr. 1 bis 9 sind nicht zulässig: 

- die nach § 6 .A.bs. 2 BauNVO al lgemein zulässigen Tankstel len und Vergnügungsstätten, 
sowie die ausnahmsweise zul. Vergnügungsstätten nach § 6 Abs. 3 BauNVO ( § 1 Abs. 5 u. 6 BauNVO) 

2. Gestaltung der baulichen Anlagen ( § 9 Abs. 4 BauGB) 

Gebäude: 

- Dachform: 

-Dachneigung: 

- Dacheindeckung: 

-Außenwände: 

-Carports: 

Sattel, Pult, Wolm- und Krüppelwolmdach 

30' bis 50' 
Ausnahmen: 
- 0' bis 30' bei Garagen, un tergeordneten Neben9ebüuden 
oder Anbauten 

Dachpfonnen, Schiefer, Schindeln 
Ausnahmen: 
Profil platten bei gewerblich genu tzen Gebäuden 

Vorrn<Juerziegel mit max. 40% der Außenfläche in anderen Material ien 
Ausnahmen: 
-Holz 
- Profilplatten bei gewerbl ich genutzten Gcböuden 
- Garagen in Fert igbauweise 

Abstand der Carports von den öffentlichen Verkehrsftöchen mind. 1.50m 

2.2 Öffentliche Erschließungsanlagen, private Grund­

stückszufahrten und begehbare Grundstücksflächen 

Der öffent liche Wohnweg, der öffentliche Fußweg, sow ie die privciten Grundstückszufahrten urd begehbaren 
Grundstücksflächen sind nur mit wosserdurch lässigem Mater ial zuli:issig. 

(§ 9 Abs. 4 Bau GB) 

3. Höhen der baulichen Anlagen ( § 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB, § 16 Abs. 2 BauNVO) 
3.1 Sockelhöhe 

Die Oberkante des Erdgeschoßfußbodens (Sockelhöhe) darf im Mittel 0.6 m über OK der Gel:indeoberfläche 
im Bereich der überbaub::iren Grundstücksfläche mcht überschreiten. 

3.2 Tr•ufhöhe 

Die Troufhöhe (Schn ittpunkt der Außenwandfläche mit der Dachh,Jut) darf 4.4m 
üb er OK Erdgeschoßfußboden nich t überschreiten. 

4. Das Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

4.1 Innerhalb der in der Planzeic.1nung Tei l ,6.. festgestezten Flächen und die nachfolgenden textlichen 
Festsetzungen für Bepflanzungen (Ziffer 4. 2 und 4.3) nach § 9 Abs 1 Nr. 25a 
BauGB sind nur mit standortgerechten, heimi schen Bäumen und Sträuchern zulässig. 

4.2 Einfriedigungen 

Einfriedigungen sind nur· als Hechen mit heimischen standortgerech"Cen Heckengehi:ilzen/-pflanzen zulässig. 

4.3 Auf den privaten Grundstücken sind jeweils 2 Bdume als Hochstamm anzupflanzen. 

5. Knickschutz §9 Abs.1 Nr.10 BauGB 

Im Bereich der Knicks sind au f Cen privaten Grundstijcken in einem Streifen von 2m 
vom Kn ick fuß keine baulichen An lagen und Nebenanlagen zulässig. 
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Übersichtskarte 
M. 1: 5000 

Bebauungsplan Nr. 11 
10. Änderung / Erweiterung 

Gemeinde Albersdorf 

Für das Gebiet "zwischen Süderstraße und Mühlenstraße, 
Teilbereich zwischen den St raßen Kämpen und Mühlenstraße" 



Satzung der Gemeinde Albersdorf 

über den Bebauungsplan Nr. 11 

•• 
10. Anderung/Erweiterung 

für das Gebiet "zwischen Süderstraße und Mühlenstraße, Teilbereich 
zwischen den Straßen Kämpen und Mühlenstraße" 

Begründung 

Satzung 
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1. Entwicklung des Bebauungsplanes und Planungsziele der Gemeinde 

Satzung 

Der Bebauungsplan Nr. 11 der Gemeinde Albersdorf ist im Jahre 1275 genehmigt 
worden. Zwischenzeitlich wurde der Bebauungsplan durch eine Reihe von Anderungen der 
städtebaulichen Entwicklung angepaßt. 

Das ca. 20 ha große Gebiet des Bebauungsplanes sieht Festsetzungen für Baugrundstücke 
in Misch- und allgemeinen Wohngebietes vor. 

Das Baugebiet ist bis auf einige wenige Grundstücke im südlichen Bereich des Bebauungs­
planes entsprechend den Festsetzungen mit ein- und teilweise mit zweigeschossigen Bauten 
in überwiegend offener Bauweise bebaut. 

Die Erschließungsanlagen sowie die Ver- und Entsorgungsanlagen und -einrichtungen sind 
hergestellt. 

Eine weitere Änderung/Erweiterung wurde nunmehr erforderlich, um dem vorhandenen 
Bedarf an Baugrundstücken in einem Mischgebiet Rechnung zu tragen. Das Baugebiet soll 
im nordwestlichen Anschluß zwischen der vorhandenen Bebauung der Straße Kämpen und 
Mühlenstraße um 9 Grundstücke erweitert werden. Hierdurch soll gleichzeitig eine ver­
kehrliche Anbindung der Straße Kämpen zur südwestlichen Ortslage mit den vorhandenen 
Einkaufseinrichtungen geschaffen werden. 

In Anlehnung an die vorhandene gemischte Bebauung und Nutzung im Bereifh des Be­
bauungsplanes Nr. 11 und an der Mühlenstraße wird für den Anderungs­
/Erweiterungsbereich ein eingeschränktes Mischgebiet festgesetzt. Neben der Wohnnut­
zung sollen auch gewerbliche Nutzungen zugelassen werden, die das Wohnen nicht we­
sentlich stören. Die Gemeinde beabsichtigt jedoch, die überwiegende Wohnbebauung 
beidseitig der Straße Kämpen zu erhalten. Zum Schutz der Wohnbevölkerung in diesem 
Bereich soll ßie vorhandene Wohnbebauung erhalten und weiterentwickelt werden. Die 
vorliegende Anderung sieht aus den vorgenannten Gründen und im Hinblick auf eine wirt­
schaftliche Erschließung eine Gliederung des Mischgebietes vor. Während der östliche 
Erweiterungsbereich weitgehend Wohnnutzungen vorsieht, werden im Westen an der 
Mühlenstraße (K34), mit Ausnahme von Vergnügungsstätten und Tankstellen, alle Nut­
zungen eines Mischgebietes zugelassen (s. textliche Festsetzungen). 

Um den Charakter der vorh. aufgelockerten Bebauung mit offener Bauweise zu erhalten 
und weiterzuentwickeln, werden die zulässigen Gebäude in diesem Bereich nur als Einzel­
bzw. Doppelhäuser zugelassen. 

Im westlichen Erweiterungsbereich werden an der Mühlenstraße mit Ausnahme von Ver­
gnügungsstätten und Tankstellen alle Nutzungen eines Mischgebietes zugelassen. Die nach 
§ 6 Abs. 2 Nr. 8 BauNVO allgemein und die nach Abs. 3 ausnahmsweise zulässigen Ver­
gnügungsstätten und die nach § 6 Abs. 2 Nr. 7 BauNVO allgemein zulässigen Tankstellen 
stellen einen Störfaktor im Erscheinungsbild des Ortsteiles dar. Von diesen Betrieben wer­
den weiterhin Störungen erwartet, wie z. B. Lärmbelästigungen, auch durch 
Kommunikationslärm durch die Besucher selbst und durch erhöhten Kfz-Verkehr, insbe­
sondere in den Ruhe- und Nachtzeiten. Darüber hinaus fehlt die hierfür erforderliche ver­
kehrliche Infrastruktur, wie z. B. die Flächen für den ruhenden Verkehr. Auch würden 
sich solche Einrichtungen nicht in das gewachsene städtebauliche Erscheinungsbild ein­
fügen. 

Durch die Gliederung bzw. Einschränkung der Nutzung nach § 6 BauNVO in Verbindung 
mit§ 1 Abs 4, 5 u. 6 BauNVO wird der allgemeine Gebietscharakter eines Mischgebietes 
nicht verfälscht. 

5 
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Bei den Festsetzungen des eingeschränkten Mischgebietes sind weitere Belange des Um­
weltschutzes beachtet worden. Es ist nicht zu erwarten, daß das Baugebiet durch unzumut­
bare Immissionen, wie z. B. aus der Landwirtschaft, Gewerbe oder durch Verkehr beein­
trächtigt wird. Emissionsträchtige Gewerbebetriebe und landwirtschaftliche Betriebe mit 
Intensivtierhaltungen liegen nicht im Einwirkungsbereich des Baugebietes. 

Das Baugebiet liegt ca. 100 m östlich der L 316 und grenzt im Westen unmittelbar an die 
K 34. Nach einer Berechnung der Beurteilungspegel nach der DIN 18005 - Schallschutz 
im Städtebau - werden die Orientierungswerte für Mischgebiete nach dem Beiblatt 1 zur 
DIN 18005, Teil 1, auf den betroffenen Grundstücken innerhalb des Erweiterungsgebietes 
nicht erreicht. Schallschutzmaßnahmen werden nicht erforderlich. 

Das Mischgebiet innerhalb des Erweiterungsgebietes wird aus dem rechtswirksamen Flä­
chennutzungsplan der Gemeinde entwickelt. Aufgrund des vorhandenen Bedarfes soll der 
Bebauungsplan nach § 2 Maßnahmengesetz zum BauGB zur Deckung eines dringenden 
Wohnbedarfs der Bevölkerung dienen. 

Der Bebauungsplan wird durch einen privaten Erschließungsträger ausgearbeitet. Die Er­
schließunsgmaßnahmen werden in einem Erschließungsvertrag zwischen der Gemeinde 
und dem Erschließungsträger geregelt (s. auch Ziff. 9 der vorliegenden Begründung). Die 
Planungshoheit der Gemeinde nach § 2 Abs. 1 BauGB bleibt unberührt. 

2. Maßnahmen für die Ordnung des Grund und Bodens. 

3. 

Soweit die vorhandenen Grenzen eine Bebauung nach dem vorliegenden Bebauungsplan 
nicht zulassen, können bodenordnende Maßnahmen nach §§ 45 ff BauGB, bei Grenzrege­
lungen das Verfahren nach §§ 80 ff BauGB sowie bei Inanspruchnahme privater Flächen 
für öffentliche Zwecke das Verfahren nach §§ 85 ff BauGB vorgesehen werden. 

Die Maßnahmen und Verfahren werden jedoch nur dann vorgesehen, wenn sie nicht oder 
nicht rechtzeitig im Wege freier Vereinbarungen durchgeführt werden können. 

Versorgungseinrichtungen 

3.1 Stromversor2PD& 

Die Versorgung der Gebäude mit elektrischer Energie erfolgt durch die Schleswag. Die 
Erschließungsstraßen werden ausreichend beleuchtet. 

3.2 W asserversorwn& 

Die Wasserversorgung erfolgt durch den Wasserbeschaffungsverband Süderdithmarschen. 

3.3 Feuerlöscheinrichtuna=en 

Das in den Straßen zu verlegende Wasserleitungsnetz erhält in den vorgeschriebenen Ab­
ständen Unterflurhydranten, die eine ausreichende Brandbekämpfung sicherstellen. 

3.4 Gasversor1rnn& 

Satzung 

Die Versorgung des Baugebietes mit Erdgas erfolgt durch die Schleswag, sofern sich ein 
wirtschaftlicher Netzaufbau ergibt. 
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3.5 Fernmeldeeinrichtungen 

Die Versorgung des Baugebietes mit Fememeldeeinrichtungen erfolgt durch die Telekom. 
Es werden ausreichende Flächen für die Unterbringung der erforderlichen Fernmeldeanla-
gen vorgesehen. ~ 

4. Entsorgungseinrichtungen 

4.1 Müllbeseitigung 

Die Müllbeseitigung erfolgt in geschlossenen Gefäßen über die zentrale Müllabfuhr. Sie 
ist durch Satzung über die Abfallbeseitigung im Kreis Dithmarschen geregelt. 

Die durch die Wohnwege erschlossenen Grundstücke sind nur unter erschwerten Bedin­
gungen von den Müllfahrzeugen zu erreichen. Um dem erhöhten Unfallrisiko beim Ran-

,1,: • gieren zu begegnen, werden die Sammelbehälter von den betroffenen Grundstücken in den 
\iap/ Flächen für die Abfallbeseitigung - Müll - bereitgestellt. Die Flächen sind entsprechend an 

der Mühlenstraße und im Bereich der Parkplätze am Wendeplatz der Straße Kämpen fest­
gesetzt worden. 

4.2 Abwasserbeseitigung 

Das Schmutzwasser aus dem Plangeltungsbereich wird mit Rücksicht auf die Reinhaltung 
der Gewässer über Kanalisationsleitungen der gemeindlichen Kläranlage zugeführt. 

Das Oberflächenwasser und geklärte Schmutzwasser wird in die vorhandenen Vorfluter 
geleitet. 

Das auf den privaten Grundstücken anfallende Oberflächenwasser ist, sofern der Unter­
grund es zuläßt, zur Anreicherung des Grundwassers auf denselben in den Untergrund ein­
zuleiten bzw. zu versickern. 

Die Planung und Ausführung der erforderlichen Maßnahmen zur Einleitung des Oberflä­
chenwassers und geklärten Abwassers in die Vorfluter hat im Einvernehmen mit den 
Fachbehörden, dem Deich- und Hauptsielverband in Hemmingstedt und der Wasserbe­
hörde des Kreises Dithmarschen in Heide zu erfolgen. 

Die technischen Bestimmungen zum Bau und Betrieb von Anlagen zur Regenwasserbe­
handlung bei Trennkanalisation gern. Bekanntmachung des Ministers für Natur, Umwelt 
und Landesentwicklung des Landes Schleswig-Holstein vom 25.11.1992 werden beachtet. 

Vor Beginn der Erschließungsarbeiten wird seitens der Gemeinde ein Antrag auf genehmi­
gung zur Einleitung des anfallenden Oberflächenwassers in die Vorfluter bei der Wasser­
behörde des Kreises Dithmarschen gestellt. 

5. Straßenerschließung 

Satzung 

Die äußere Erschließung erfolgt über die L 316 und über die Mühlenstraße (K 34). 

Die Baugrundstücke innerhalb des Änderungsbereiches werden über die vorhandenen 
Straßen Kämpen und Mühlenstraße sowie über die Planstraßen A und B erschlossen. Die 
Planstraße A und B sollen verkehrsberuhigt als Wohnwege ausgebaut werden. Eine Ver­
kehrsberuhigung durch Zeichen 325/326 ist nicht vorgesehen. 
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Eine öffentliche Durchfahrt von der Straße Kämpen zur Mühlenstraße ist zur Vermeidung 
von Beeinträchtigungen für das Baugebiet nicht geplant. Die Planstraßen werden lediglich 
fußläufig miteinander verbunden. 

Die Planstraße A mündet direkt in die K 34. Vor Beginn der Erschließungsarbeiten wird 
für den Einmündungsbereich ein detaillierter Entwurf, bestehend aus dem Lageplan im 
Maßstab 1 :500, Höhenplan mit Entwässerungseinrichtungen und Regelquerschnitt mit 
Deckenaufbauangaben erstellt und dem Straßenbauamt in Heide rechtzeitig vor Baubeginn 
zur Genehmigung vorgelegt. 

Die Entwurfsgeschwindigkeit beträgt 30 km/h. Im Bereich der Einmündungen der Wohn­
wege in die vorhandenen Straßen Kämpen und Mühlenstraße werden bauliche Maßnahmen 
nach§ 10 StVO, wie z. B. durchgehende Gehwege vorgesehen, so daß keine freizuhalten­
den Flächen (Sichtdreiecke) auf den angrenzenden Grundstücken erforderlich werden. 

Ruhender Verkehr 

Die nach der Landesbauordnung Schleswig-Holstein erforderlichen Stellpätze sind auf den 
Grundstücken selbst zu errichten. 

Die öffentlichen Parkplätze sind im Verhältnis 1:3 zu den notwendigen Stellplätzen festzu­
setzen. Es wird mit einer Zunahme von rd. 18 Wohneinheiten gerechnet. 

18/3 = 6 öffentliche Parkplätze erforderlich 

Die erforderlichen öffentlichen Parkplätze sind im Bereich des Wendeplatzes der Straße 
Kämpen und an der Mühlenstraße festgesetzt worden. Weitere Parkplätze werden nicht für 
erforderlich gehalten. 

Kinderspielplatz 

Der Spielplatzbedarf wird durch den vorhandenen Spielplatz innerhalb des Bebauungspla­
nes Nr. 11 und durch die Schulsportanlage im Ber~ich nordwestlich der L 316 gedeckt. 
Ein weiterer Spielplatz im Bereich des vorliegenden Anderungsbereiches wird nicht für er­
forderlich gehalten. 

Natur- und Landschaftsschutz 

Durch die innerörtliche Lage des Änderungs-/Erweiterungsgebietes des Bebauungsplanes 
erfolgt kein Eingriff in Natur und Landschaft. Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen werden 
nach dem Naturschutzrecht nicht erforderlich (s. auch gemeinsamer Erlaß des In­
nenministers und des Ministers für Natur und Umwelt vom 8. November 1994). 

In Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde des Kreises Dithmarschen sind jedoch 
bei der vorliegenden Festsetzung zur Minimierung von Eingriffen getroffen worden: 

- Eingrünungsmaßnahmen auf den Grundstücken durch Festsetzungen nach§ 9 Abs. 1 Nr. 
25 a BauGB. 

- Begrenzung der Versiegelung durch Einschränkung der Grundflächenzahl und durch 
Festsetzung von durchlässigen Flächenbelegen 
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':,:Veitere Beeinträchtigungen in Natur und Landschaft sind nicht zu erwarten. Durch die 
Anderung/Erweiterung des Bebauungsplanes werden keine Knicks oder schützenswerte 
Landschaftsbestandteile beeinträchtigt. 

9. Kosten/Finanzierung 

Die Erschließungskosten einschl. der Kosten für die Abwasserbeseitigung werden derzeit 
auf rd. 100.000,00 DM geschätzt. Die Erschließung wird im Rahmen eines 
Erschließungsvertrages durch die Gemeinde dem Erschließungsträger übertragen. Gegen­
stand des Vertrages sind neben der Ausarbeitung .. der städtebaulichen Planung die Durch­
führung der Erschließungsmaßnahmen sowie die Ubernahme der Erschließungskosten ein­
schl. des nach § 127 BauGB 10 %igen Anteils des beitragsfähigen Erschließungsauf­
wandes. Der Gemeinde entstehen keine Erschließungskosten. 

Aufwendungen für die zentrale Kläranlage fallen nicht an, da die vorhandene Kläranlage 
ausreicht, den vermehrten Schmutzwasseranfall und das von den öffentlichen Verkehrsflä­
chen anfallende Oberflächenwasser aufzunehmen. Für die Aufwendungen der Schmutz­
wasserkanalisation werden kostendeckende Beiträge nach dem Kommunalabgabengesetz 
(KAG) erhoben. 

Die Aufwendungen für die Herstellung der Wasserversorgungseinrichtungen einschl. der 
Löschwasserversorgung trägt der Wasserbeschaffungsverband Süderdithmarschen. Das 
Amt Albersdorf erhebt zur Deckung der dafür an den Wasserbeschaffungsverband zu lei­
stenden Verbandsbeiträge kostendeckende Anschlußbeiträge, öffentlich-rechtliche Erstat­
tungsbeiträge und Benutzungsgebühren nach der Beitrags- und Gebührensatzung für die 
Wasserversorgung. Die Finanzkraft der Gemeinde wird dadurch nicht belastet. 

Kosten für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen fallen nicht an. Die Bepflanzungen mit 
standortgerechten Bäumen und Sträuchern auf den Grundstücken sind durch die künftigen 
Grundstückseigentümer selbst vorzunehmen. 

Die Planungskosten zur Änderung/Erweiterung des Bebauungaplanes werden durch den 
Erschließungsträger übernommen. Planungskosten fallen für die Gemeinde nicht an. 

Albersdorf, den ~ ;-.~l A~1& 

Satzung 

G~~L1~:t -Burg[J:i or~ 
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